
und die Kassation auch der rechtskräftigen Zivilurteile 
für zulässig erklärt wurde.

Endlich hat der Prozeß in Dessau erwiesen, welche 
überragende Bedeutung der erstinstanzlichen Recht
sprechung des Obersten Gerichts für die Sicherung der 
demokratischen Gesetzlichkeit und für die Steigerung 
der Wachsamkeit der Massen im Kampf gegen die 
Feinde und Saboteure unserer demokratischen Ordnung 
zukommt. Die Urteile des Obersten Gerichts werden 
in den wichtigsten Fragen unseres wirtschaftlichen, 
politischen und gesellschaftlichen Lebens eine tiefe, zu
gleich abschreckende und belehrende Wirkung auf die 
Bevölkerung haben. Ich bin gewiß, daß die Urteile des 
Obersten Gerichts auch die Tätigkeit der Gerichte in 
der Deutschen Demokratischen Republik fördern und 
richtunggebend beeinflussen werden. Ich erachte es 
deshalb für notwendig, daß diese Urteile den Richtern 
und Staatsanwälten der Republik — nach Vereinbarung 
vielleicht auf dem Wege über unsere Zeitschrift „Neue 
Justiz“ — zugänglich gemacht werden.

Von nicht minderer Bedeutung im Kampf der demo
kratischen Justiz um die Sicherung und Stärkung un
seres jungen, demokratischen Staates ist die Funktion 
der Obersten Staatsanwaltschaft der Deutschen Demo
kratischen Republik. Ihre Aufgabe ist es, über die Inne
haltung und die Durchführung der neuen demokrati
schen Gesetze in der ganzen Republik zu wachen. Durch 
die Bildung der Deutschen Demokratischen Republik ist 
den nach dem Westen geflohenen Großgrundbesitzern, 
Monopolherren, Militaristen und Nazis die Hoffnung 
zerschlagen worden, sie könnten im Osten unseres Lan
des die geschichtliche Entwicklung aufhalten oder gar 
wieder zurückdrehen. Dasselbe gilt für die wieder
erstarkte Reaktion in Westdeutschland und deren anglo- 
amerikanische Hintermänner. Diese Kräfte erkennen 
genau, daß die Werktätigen der Deutschen Demokrati
schen Republik mit der Erfüllung des Volkswirtschafts
planes 1950 und des kommenden Fünf jahrplanes sich 
aus eigener Kraft, und ohne Verschuldung ein besseres 
Leben erarbeiten, daß die Friedensindustrie ständig 
wächst, daß die antifaschistisch-demokratische Ordnung 
von Monat zu Monat erstarkt und daß diese Erfolge 
nicht nur die werktätigen Massen der Deutschen Demo
kratischen Republik für die gemeine Hetz- und Kriegs
propaganda vom Westen her taub und unempfindlich 
machen, sondern darüber hinaus die werktätigen Mas
sen in Westdeutschland veranlassen werden, denselben 
Weg zu beschreiten, der in der Deutschen Demokrati
schen Republik mit so sichtbarem Erfolg in Freiheit und 
Selbständigkeit beschritten wurde. Deshalb unter
nehmen die Kräfte der Reaktion alles, um unseren 
wirtschaftlichen Aufbau zu stören, die Produktions- und 
Verkehrsmittel durch Sabotageakte zu schädigen. Des
halb organisieren sie durch Schieber und Schwarz
händler systematisch den Diebstahl und den Aufkauf 
wertvoller Rohstoffe wie z. B. der Buntmetalle in allen 
Ländern der Republik. Alle in der demokratischen Justiz 
tätigen Angestellten und vornehmlich unsere Richter 
und Staatsanwälte müssen diese politische Grundtat
sache erkennen. Sie müssen wissen, daß das unaufhalt
same und stürmische Anwachsen der Friedens
bewegung und die Festigung der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Kraft in den demokratischen Ländern 
den imperialistischen Kriegstreibern die Einsicht 
keineswegs vermitteln, daß sie abzutreten haben, son
dern ganz im Gegenteil den Widerstand der nieder
gehenden Gesellschaftskräfte verdoppeln, ihre Kampfes
methoden brutalisieren mit dem Ziele, durch einen 
neuen Weltkrieg die Entwicklung aufzuhalten.

Ich sagte, daß die Richter und Staatsanwälte diese 
Entwicklung genau erkennen müssen, damit sie in ihrer 
aufklärenden und belehrenden, aber auch in ihrer 
rechtsprechenden Tätigkeit dem Volk den Feind seiner 
friedlichen Aufbauarbeit zeigen und dessen Angriffe 
abschlagen können. Ich habe deshalb am 17. März 1950, 
im Anschluß an die Analyse des Halbjahresberichtes 
über die Tätigkeit der Staatsanwaltschaften und Ge
richte, eine Erklärung über den Kampf gegen die 
Saboteure unseres Aufbaues abgegeben, die ich als eine 
durch die Entwicklung notwendig gewordene Ergänzung 
zu meiner Erklärung vom 15. Januar 1949 über die Festi
gung der demokratischen Rechtsordnung gewertet sehen 
möchte. Wir können heute feststellen, daß die Gerichte 
und Staatsanwaltschaften sich bei der Anwendung der

Gesetze auf meine Erklärung über die Festigung der 
demokratischen Rechtsordnung vom 15. Januar 1949 
gestützt und durch ihre Tätigkeit wesentlich dazu bei
getragen haben, daß die demokratische Gesetzlichkeit 
zu einem festen Bestandteil unserer antifaschistisch- 
demokratischen Ordnung geworden ist. Nachdem sich 
nun die organisierten Schädlings- und Sabotageakte 
gegen den Bestand der Deutschen Demokratischen 
Republik vermehrt haben, müssen die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften den Kampf gegen die planmäßigen 
Angriffe auf unsere demokratische Ordnung noch ver
stärken. Es ist notwendig, daß die Organe der Justiz 
äußerste Wachsamkeit zeigen und mit aller Schnellig
keit und äußerster Härte gegen diejenigen Vorgehen, 
die sich im Aufträge der amerikanischen und englischen 
Spionageorganisationen und ihrer deutschen Helfer an 
Sabotage- und Spionageakten gegen die Deutsche 
Demokratische Republik beteiligen.

Um diese Aufgabe erfüllen zu können, sind die 
Gerichte und Staatsanwaltschaften unter Leitung des 
Ministeriums bereits dazu übergegangen, bestimmte 
Schwerpunkte in ihrer Arbeit zu bilden, um die ganze 
Kraft des demokratischen Gesetzes wirkungsvoll in 
einer Richtung anzusetzen. Der erste Erfolg dieser neu
artigen Arbeitsweise der Gerichte und Staatsanwalt
schaften zeigte sich bei der Abwehr des ersten um
fassenden Anschlages auf unsere Friedenswirtschaft 
und den Zweij ahrplan, nämlich der systematisch 
organisierten Buntmetalldiebstähle. Solange diese 
Delikte nur einzeln auftraten, wurden die Täter nach 
dem Gesetz über den Verkehr mit unedlen Metallen 
als einfache, kriminelle Verbrecher bestraft. Als sich 
aber gegen Ende des vorigen Jahres diese Verstöße 
häuften, wurde ihre politische und wirtschaftliche 
Bedeutung sichtbar. Dem Lande Brandenburg gebührt 
unsere volle Anerkennung dafür, daß es bereits im 
November 1949 erkannt hatte, daß es sich hier nicht 
nur um einfache kriminelle Verbrechen handelte, son
dern um organisierte Maßnahmen der imperialistischen 
Kriegstreiber und ihrer Helfershelfer, die diese Mangel
stoffe planmäßig aus unserer Wirtschaft herausziehen 
und ihr dadurch ungeheuren Schaden zufügen wollten. 
Der Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg gab 
konkrete Anweisungen, um die Verfahren gegen Bunt
metalldiebe und Schieber beschleunigt, möglichst vor 
erweiterter Öffentlichkeit, durchzuführen. Er trat von 
sich aus an die interessierten Ministerien, an die Polizei, 
die Presse und den Rundfunk und an die Massenorgani
sationen heran, und es wurde durch die Justiz eine große 
Anzahl von Betriebsversammlungen organisiert, auf der 
Aufklärungsvo'rträge über diese Gefahr gehalten 
wurden. Durch seine Rundverfügung vom Januar 1950 
gab das Ministerium der Justiz der Deutschen Demo
kratischen Republik genaue Anweisungen für den 
Kampf gegen die Buntmetallverbrecher in der ganzen 
Republik, wies auf die wirtschaftlichen Zusammen
hänge hin und zeigte dadurch den Charakter dieser 
Delikte als Wirtschaftsdelikte auf. Das ist ein Beispiel 
für eine schnelle, operative Arbeitsweise der Justiz in 
der Abwehr und Bekämpfung von Sabotageakten gegen 
unsere Wirtschaft.

Die Gerichte und Staatsanwaltschaften haben die 
wirtschaftlichen und politischen Zusammenhänge richtig 
erkannt und sich in, engster Zusammenarbeit mit der 
Volkspolizei ein hohes Verdienst in der erfolgreichen 
Abwehr dieses großangelegten Angriffs der Reaktion 
auf unsere Friedenswirtschaft erworben. Den Feinden 
und Saboteuren unserer Friedenswirtschaft kann ver
sichert werden, daß auch jeder neue Angriff gegen 
unsere demokratische Ordnung durch die Wachsamkeit 
und den harten Zugriff der Gerichte und der Volks
polizei vereitelt werden wird.

Die Arbeit der Justiz auf diesem Gebiet hat bereits 
im März 1950 zu einem entscheidenden Erfolg geführt. 
Nachdem noch im Januar 1950 eine Steigerung der 
Anzeigen um 75,8% gegenüber den Durchschnittszahlen 
der letzten drei Monate festzustellen war, betrug die 
Steigerung demgegenüber im Februar 1950 nur noch 
38,9%, während im März 1950 bereits ein Rückgang um 
14,7% verzeichnet werden konnte. Das Land Branden
burg war auf Grund der örtlichen Nähe der Zentrale 
dieser organisierten Wirtschaftsverbrecher in West- 
Berlin den Buntmetalldiebstählen am meisten aus
gesetzt. 57,5% aller Buntmetalldiebstähle entfielen auf
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